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Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf fir ein neues Gesetz Uber die &ffentliche Statistik (Statistikge-
setz, StatG) fir die 2. Beratung zur Beschlussfassung und erstatten lhnen dazu folgenden Bericht.

Zusammenfassung

Die "Statistik" ist als eigenstandiger Aufgabenbereich definiert und dem Amt Statistik Aargau des De-
partements Finanzen und Ressourcen Ubertragen. Derzeit fehlt eine den gesamten Statistikprodukti-
onsprozess abbildende Rechtsgrundlage. Um diese Licke zu schliessen, soll ein neues Gesetz tber
die offentliche Statistik (Statistikgesetz, StatG) geschaffen werden.

Der Grossen Rat stimmte dem Gesetzesentwurf in der 1. Beratung grossmehrheitlich mit 125 zu
7 Stimmen zu. Es wurden drei Prifungsantrage verabschiedet, die wie folgt in die 2. Botschaft inte-
griert wurden:

I.  Prifungsantrag betreffend die Anordnung und Durchflihrung von Direkterhebungen (§§ 11 und
12 StatG): Der Regierungsrat ordnet die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht mittels Beschluss an.
Das Statistische Amt teilt die Anordnung den Befragten mit. Zur Kldrung wurde in § 11 Abs. 3
der letzte Satz gestrichen und die Materialien zu den beiden Paragrafen Uberarbeitet.

II.  Prifungsantrag betreffend die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht der Gerichte, um dem Bedurf-
nis nach der gerichtlichen Unabhangigkeit und dem Bedirfnis nach statistischen Daten gerecht
zu werden (§ 12 Abs. 1): Der Erlasstext wurde mit "Die bei den Gerichten eingeholten Ausktinfte
dirfen nicht geeignet sein, die Unabhangigkeit der Justiz zu beeintrachtigen. Die Justizleitung
ist vorgangig zu konsultieren." erganzt.

lll.  Prifungsantrag betreffend die Verordnung zu einer allfalligen Gebuhrenpflicht (§ 22 Abs. 2): Die
Kompetenz zur Regelung der Bewilligungs- und Gebulhrenpflicht wurde vom Regierungsrat an
den Grossen Rat Ubertragen.

Das Statistikgesetz soll unter Vorbehalt einer allfalligen Volksabstimmung zusammen mit den Aus-
fihrungsbestimmungen auf Verordnungsstufe im zweiten Quartal 2024 in Kraft treten.
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1. Ausgangslage

Der Grosse Rat hat den Entwurf zum Gesetz iber die &ffentliche Statistik (Statistikgesetz, StatG) am
16. Mai 2023 in der 1. Beratung behandelt.

2. Ergebnisse der 1. Beratung

Der Grosse Rat hat dem Gesetzesentwurf mit 125 zu 7 Stimmen zugestimmt. Fir die zweite Bera-
tung hat er Prifungsantrage zur Anordnung von Direkterhebungen, zur Mitwirkungspflicht der Ge-
richte bezlglich des Bedurfnisses der gerichtlichen Unabhangigkeit und des Bedurfnisses nach sta-
tistischen Daten sowie zum Erlass von Gebuhren fiir die Verwendung von statistischen Ergebnissen
zu Erwerbszwecken Uberwiesen. Zudem folgte der Grosse Rat mit 108 zu 23 Stimmen dem Minder-
heitsantrag der grossratlichen Kommission fir Aufgabenplanung und Finanzen (KAPF) zur Strei-
chung der Ausnahme der Gerichte von der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht gemass § 12 StatG.
Aus der Beratung der KAPF resultiert zusatzlich eine Pendenz, die eine prazisere Beschreibung des
Begriffs "Mindestmass" fordert.

3. Behandlung der iiberwiesenen Priifungsantrage aus der 1. Beratung

3.1 Prifungsantrag betreffend die Anordnung und Durchfiihrung von Direkterhebungen
(§§ 11 und 12 StatG)

Der Grosse Rat beschloss den folgenden Prifungsantrag:

Auf die zweite Beratung ist eine Formulierung vorzulegen, die verstédndlich macht, wer entscheidet
(betrifft jeweils den letzten Satz in §§ 11 Abs. 3 und 12 Abs. 2).

Die Durchflihrung von Direkterhebungen ist gemass dem Gesetzesentwurf nur dann vorgesehen,
wenn sich die erforderlichen Daten nicht aus bestehenden Registern (§ 9) oder mittels Indirekterhe-
bung bei anderen 6ffentlichen Organen (§ 10) erheben lassen. Entsprechend sind Direkterhebungen
immer als subsidiar zu betrachten und nur in jenen Fallen zulassig, in denen nicht auf anderem Weg
auf bereits vorhandene Daten zurlickgegriffen werden kann (§ 11 Abs. 1).

Falls es die Methode der Erhebung und die Bedeutung der Statistik erfordern, kdnnen gemass

§ 12 Abs. 2 natirliche und juristische Personen zur Auskunftserteilung und Mitwirkung verpflichtet
werden. Der Entscheid Uber eine entsprechende Anordnung féllt der Regierungsrat. Die entspre-
chenden Zustandigkeiten wurden im Gesetzesentwurf zur 1. Beratung in den §§ 11 Abs. 3 und

12 Abs. 2 festgehalten. Es war vorgesehen, dass der Regierungsrat die Direkterhebungen geneh-
migt. Im Uberarbeiteten § 12 Abs. 2 wird nun verdeutlicht, dass der Regierungsrat Entscheidungstra-
ger ist, indem die Genehmigung durch eine Anordnung ersetzt wurde. Da Direkterhebungen vom
Statistischen Amt durchgefiihrt werden, obliegt es ihm, die Anordnung des Regierungsrats mit
Rechtsmittelbelehrung gegentiber den zu befragenden Einzelpersonen zu kommunizieren. Es ist
keine weitere Verfiigung mehr nétig. In der Folge wurde in § 11 Abs. 3 der Satz "Eine allfallige Aus-
kunfts- und Mitwirkungspflicht wird durch Entscheid des Statistischen Amts verfiigt." gestrichen und
der Satz "Der Regierungsrat genehmigt die entsprechenden Anordnungen." umgewandelt in "Der
Regierungsrat erlasst die entsprechenden Anordnungen.". Zudem wurden die Erlduterungen zur
Auskunfts- und Mitwirkungspflicht zwischen den §§ 11 und 12 konsolidiert.

Uberarbeitung von § 11 Abs. 2

In Zusammenhang mit dem im Gesetzesentwurf definierten schonenden Einsatz von Direkterhebun-
gen wurde in der Beratung der KAPF angeregt, den in § 11 Abs. 2 erwahnten Begriff "Mindestmass"
naher zu erldutern. Insbesondere war die Abgrenzung zwischen dem "schonenden Einsatz von Di-
rekterhebungen" und dem "Mindestmass" bei der "Anzahl und dem Kreis der Befragten" unklar.
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Mit einem schonenden Einsatz von Direkterhebungen gehen zwei Bedingungen einher. Einerseits
soll die Anzahl an Direkterhebungen auf das absolut notwendige Minimum beschrankt werden. An-
dererseits sollen die Anzahl und der Kreis der befragten Einzelpersonen nicht grosser ausfallen als
noétig. Hierzu ist anzumerken, dass sich § 11 Abs. 2 und damit der Begriff "Mindestmass" nur auf die
Anzahl und den Kreis der Befragten bezieht.

Die mdglichst geringe Anzahl der Direkterhebungen ergibt sich aufgrund des Subsidiaritatsprinzips,
das in § 11 Abs. 1 beschrieben ist. Hiernach ist die Verwendung von bereits bestehenden Datenbe-
standen bei der Verwaltung (§ 9) oder anderen éffentlichen Organen (§ 10) auf jeden Fall vorzuzie-
hen. Zudem muss es sich — wie bei allen Aufgaben der 6ffentlichen Statistik — um eine Fragestellung
aus einem wichtigen Lebensbereich mit einer entsprechenden gesellschaftlichen Relevanz handeln
(vgl. § 5 Abs. 2). Damit ist die Beschrankung auf das notwendige Minimum an Direkterhebungen si-
chergestellt.

Der Absatz 2 wurde zur Klarung neu formuliert (vgl. nachfolgend Kapitel 4). Durch diese neue For-
mulierung wird die Beschrankung der Befragten auf das notwendige Minimum von der Subsidiaritat
der Direkterhebung besser abgegrenzt.

3.2 Prifungsantrag betreffend die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht der Gerichte (§ 12)
Der Grosse Rat beschloss den folgenden Prifungsantrag:

Es ist auf die zweite Beratung aufzuzeigen, wie durch eine sprachliche Neuformulierung von § 12
Abs. 1 sowohl das Bediirfnis der gerichtlichen Unabhéngigkeit als auch das Bed(irfnis nach statisti-
schen Daten erreicht werden kann.

Im ersten Satz von § 12 Abs. 1 wird fur alle 6ffentlichen Organe eine gesetzliche Auskunfts- und Mit-
wirkungspflicht statuiert. Offentliche Organe sind damit zur Auskunftserteilung und Mitwirkung ver-
pflichtet, ohne dass dazu eine Anordnung des Regierungsrats erforderlich ist. Vom Geltungsbereich
des Statistikgesetzes gemass § 2 in Verbindung mit der Definition der &ffentlichen Organe in § 3 wer-
den grundsatzlich auch die Gerichte erfasst. Die gemass § 12 Abs. 2 moégliche Anordnung des Re-
gierungsrats ist nur zur Verpflichtung Privater (nattrlicher und juristischer Personen) vorgesehen.

Der Gesetzesentwurf zur 1. Beratung schloss die Gerichte in § 12 Abs. 1 explizit von der Auskunfts-
und Mitwirkungspflicht bei der Datenerhebung aus. Diese Ausnahme erfolgte zur Verdeutlichung der
Gewabhrleistung der Unabhangigkeit der Justiz. In 1. Beratung folgte der Grosse Rat dem Minder-
heitsantrag der KAPF, wonach der zweite Satz von § 12 Abs. 1 zu streichen sei. Damit fallt diese
Prazisierung der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht betreffend Gerichte weg. Infolge der Unabhangig-
keit der Justiz ist die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht bei den Gerichten jedoch ohnehin nicht mit-
tels regierungsratlicher Verfigung durchsetzbar. Auch ohne den in der 1. Beratung der Botschaft ge-
strichenen zweiten Satz in § 12 Abs. 1 kdnnen Auskunftserteilung und Mitwirkung aufgrund der
Gewaltentrennung nicht gegen den Willen der Gerichte durchgesetzt werden.

Die richterliche Unabhangigkeit und die Selbstverwaltung der Gerichte werden direkt durch die Ver-
fassung geschitzt (§ 95 f. KV). Gestiitzt darauf kdnnten die Gerichte die Auskunft und Mitwirkung im
Einzelfall verweigern, sollte die Herausgabe der verlangten Daten die Unabhangigkeit der Justiz ver-
letzen. Eine Auskunftserteilung und Mitwirkung durch die Gerichte gestitzt auf § 12 Abs. 1, welche
die richterliche Unabhangigkeit nicht berihrt, erfolgt weiterhin ohne regierungsratliche Verfiigung.

Um neben dem Bediirfnis nach statistischen Daten auch dem Schutz der Unabhangigkeit der Justiz
gerecht zu werden, ist letztere im Statistikgesetz ausdriicklich zu erwahnen, zumal es sich bei der
Unabhangigkeit der Justiz um ein grundlegendes Element der Gewaltenteilung handelt. Auch in an-
deren Gesetzen wird die richterliche Unabhangigkeit ebenfalls ausdriicklich bekraftigt (zum Beispiel
§ 10 Abs. 4 Gesetz Uber die wirkungsorientierte Steuerung von Aufgaben und Finanzen [GAF], §§ 20
und 24 Abs. 1 Gerichtsorganisationsgesetz [GOG]). Es wird deshalb eine Formulierung vorgeschla-
gen, die sich an § 10 Abs. 4 GAF anlehnt. Zur Starkung der Unabhangigkeit der Justiz sollen mit der
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vorgeschlagenen Formulierung Auskiinfte gar nicht erst erfragt werden, wenn diese die Unabhangig-
keit der Justiz beeintrachtigen konnten. Dadurch sind nicht mehr die Gerichte alleine daflr verant-
wortlich, ihre Unabhéangigkeit zu wahren, sondern das Statistische Amt muss selber eine entspre-
chende Vorprifung vornehmen.

Um sowohl dem Bedurfnis nach statistischen Daten als auch dem Bedurfnis der Unabhangigkeit der
Justiz gerecht zu werden, wird § 12 Abs. 1 gemass diesen Ausfihrungen wie folgt erganzt: "Die bei
den Gerichten eingeholten Auskiinfte dirfen nicht geeignet sein, die Unabhangigkeit der Justiz zu
beeintrachtigen. Die Justizleitung ist vorgangig zu konsultieren."

3.3 Priufungsantrag betreffend die Verordnung zu einer allfdlligen Gebuihrenpflicht
(§ 22 Abs. 2)

Der Grosse Rat beschloss den folgenden Prifungsantrag:

Auf die 2. Beratung ist die Verordnung zu § 22 Abs. 2 oder zumindest eine Beschreibung in den Ma-
terialien vorzulegen.

Bei § 22 Abs. 2 geht es um die Ermdglichung einer Ausnahme von der grundsatzlichen unentgeltli-
chen Nutzung von statistischen Daten. Entsprechend der Open-Government-Data-Politik der
Schweiz (OGD) soll der freie Zugang zu statistischen Daten nebst der Steigerung der Transparenz
unter anderem zur Steigerung der Wertschépfung beitragen (héhere Effizienz der Verwaltung, Er-
mdglichung von Innovation, Realisierung neuer Geschaftsmodelle).

Mit der Bestimmung soll die Option geschaffen werden, fur die Verwendung oder Weitergabe von
statistischen Ergebnissen zu Erwerbszwecken Ausnahmen von der grundsatzlich unentgeltlichen
Verwendung der statistischen Ergebnisse gemass Absatz 1 vorzusehen. Damit kann bei Bedarf, be-
sonders bei Missbrauch oder zweckwidriger Verwendung der freien Daten eine Bewilligungs- und
Gebuhrenpflicht flir den kommerziellen Gebrauch von statistischen Ergebnissen des Kantons einge-
fuhrt werden. Der Grund, weshalb hier nur eine Option zur Einfiihrung einer Bewilligungs- und Ge-
bihrenpflicht geschaffen werden sollte, hangt damit zusammen, dass die technischen Entwicklungen
im Bereich der Diffusion und Bearbeitung von Daten nicht vorhersehbar sind und dass daher zurzeit
nicht klar ist, welche Innovation beziehungsweise welche Geschaftsmodelle mit statistischen Daten
entstehen konnten. Die statistischen Daten unterscheiden sich deshalb von geographischen Daten
(Geodaten), bei denen kommerzielle Nutzungsmaéglichkeiten zumindest teilweise bekannt sind und in
§§ 14 und 15 des Gesetzes Uber die Geoinformation im Kanton Aargau (Kantonales Geoinformati-
onsgesetz, KGeolG) vom 24. Mai 2011 (kiinftig in §§ 26 und 26 E-GebuihrD) gebihrenrechtlichen
Niederschlag gefunden haben. Ohne Einraumung einer Option musste im Fall von Missbrauch der
freien Datennutzung ein aufwandiges Gesetzgebungsverfahren durchgefiihrt werden, um diesem
Missbrauch mit einer Bewilligungs- und Gebihrenpflicht zu begegnen.

Aufgrund dieser Unsicherheiten bezlglich der kiinftigen Nutzung von statistischen Daten wird die
Option der Bewilligungs- und Gebuhrenpflicht entsprechend der Konzeption des kurzlich vom Gros-
sen Rat beschlossenen neuen Gebuhrenrechts auf die Stufe des Grossen Rats gehoben. Der
Grosse Rat hatte es damit selbst in der Hand zu entscheiden, ob gegebenenfalls eine neue Gebihr
geschaffen werden soll. Eine allfallige Bewilligungs- und Gebuhrenpflicht erhielte zudem eine grés-
sere demokratische Legitimation.

Ein Beschluss zur Erhebung von Gebiihren wiirde eine Anderung des neu geschaffenen Geblihren-
dekrets (E-GebuhrD) erfordern, wofir eine gesetzliche Grundlage notwendig ist. Diese wird mit

§ 22 Abs. 2 StatG geschaffen. Fehlt eine entsprechende Grundlage im Gesetz, miisste fir eine kinf-
tige allfallige Gebuhrenerhebung ein aufwendiges und zeitintensives Gesetzgebungsverfahren
durchlaufen werden. Deshalb soll bereits jetzt eine solche gesetzliche Grundlage geschaffen werden.
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Gestiitzt auf den neuen § 22 Abs. 2 StatG koénnte die Gebiihr mit einer deutlich einfacheren Ande-
rung des Gebuhrendekrets durch den Grossen Rat eingefiihrt werden. Der Entscheid, ob eine Ge-
bihr eingefiihrt wiirde, verbleibt aber jedenfalls beim Grossen Rat.

4. Erlauterungen zu einzelnen uberarbeiteten Paragrafen

Die in Kapitel 3 dargelegte Behandlung der Prifungsantrage fuhrt zu Anpassungen der §§ 11, 12
und 22 des Erlassentwurfs. Die entsprechenden Erlduterungen aus der 1. Botschaft wurden erganzt
(Neuer Text ist unterstrichen) und im Folgenden dargestellt. Zudem wurde § 15 Abs. 2 redaktionell
angepasst.

§ 11 Direkterhebung, Beobachtung und Messung

" Lassen sich die erforderlichen Daten nicht aus Datenbestéanden geméss den §§ 9 Abs. 1 und 10 Abs. 1 oder
nur mit unverhaltnismassigem Aufwand beschaffen und ist dies zur Vollstandigkeit, Reprasentativitat, Vergleich-
barkeit oder Aktualitét einer Statistik erforderlich, kann das Statistische Amt sie durch Befragung von naturlichen
und juristischen Personen (Direkterhebung), durch Beobachtung oder durch Messung erheben.

2[...] Der Kreis und die Anzahl [...] der Befragten [...] darf nicht grésser sein, als es fiir Zweck und Aussagekraft

der zu [...] erstellenden Statistiken notwendig ist.
3 Die Befragten sind Gber den Zweck und die Rechtsgrundlage der Erhebung sowie (iber eine allfallige Entscha-

digung zu informieren. [...]

Direkterhebungen mittels Befragungen sind entsprechend dem Subsidiaritatsprinzip, das in Absatz 1
beschrieben ist, schonend einzusetzen. Obwohl Indirekterhebungen und die bei der Verwaltung vor-
handenen Daten heutzutage bereits viele Bedirfnisse der offentlichen Statistik nach Daten abdecken
kénnen, sind bisweilen dennoch auch Direkterhebungen erforderlich, um eine ausreichende Informa-
tionsqualitat (zum Beispiel Reprasentativitat oder Vergleichbarkeit) zu erreichen. Direkterhebungen
sind immer als subsidiar zu betrachten und nur in jenen Fallen zulassig, in denen nicht auf anderem
Weg auf bereits vorhandene Daten zurlickgegriffen werden kann. Absatz 1 gibt dem Statistischen
Amt zudem die Méglichkeit, Daten aus eigenen Beobachtungen von Ereignissen oder durch selbst
vorgenommene Messungen zu gewinnen.

In Absatz 2 wird auf das Mengengertst der zu befragenden Personen eingegangen. Falls es zu einer
Direkterhebung kommt, leitet sich der Kreis und die Anzahl der befragten Personen aus der Frage-
stellung sowie der gewahlten Methode ab. Das Mengengertist ist so zu bestimmen, dass dieses dem
Zweck und der Aussagekraft der zu erstellenden Statistiken dient. Der Kreis enthalt alle potenzielle
Kandidatinnen und Kandidaten einer spezifischen Befragung (das heisst Grundgesamtheit). Daraus
wird basierend auf Annahmen die Anzahl der zu befragenden Personen bestimmt. Um aussagekraf-
tige Resultate zu erhalten, hangt die Anzahl der zu befragenden Personen insbesondere von der
Auspragung, der Haufigkeit und der Verteilung des zu eruierenden Sachverhalts ab. Wahrend hau-
fige Phdnomene mit einer geringen Stichprobengrdsse beschrieben werden kénnen, werden seltene
Phanomene dabei nur mit geringer Wahrscheinlichkeit erfasst und bedingen deshalb gréssere Stich-
proben. Sowohl der Kreis als auch die Anzahl der Befragten soll sich auf das Minimum beschrénken,
welches notwendig ist um Zweck und Aussagekraft der zu erstellenden Statistiken zu erreichen.

Die Regelung von Absatz 3 dient im Wesentlichen der Transparenz und der Motivation der Befrag-
ten, sich maoglichst freiwillig an einer Befragung zu beteiligen. Die Befragten sollen wissen, zu wel-
chem Zweck (Erkenntnisinteresse) und gestutzt auf welche Rechtsgrundlage (in der Regel ist dies
vorliegender § 11) sie befragt werden. Weiter sollen Sie Uber eine allféllige_Anordnung der Aus-
kunfts- und Mitwirkungspflicht, inkl. Rechtsmittel, (§ 12 Abs. 2) sowie Uber eine allfallige Entschadi-
gung (vgl. § 14 Abs. 2) orientiert werden.
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§ 12  Auskunfts- und Mitwirkungspflicht

' Die 6ffentlichen Organe sind zur Auskunftserteilung und zur Mitwirkung verpflichtet. Die bei den Gerichten ein-

geholten Auskiinfte diirfen nicht geeignet sein, die Unabhangigkeit der Justiz zu beeintrachtigen. Die Justizlei-

tung ist vorgangig zu konsultieren.

2 Naturliche und juristische Personen kénnen bei Direkterhebungen zur Auskunftserteilung und Mitwirkung ver-
pflichtet werden, wenn die Methode der Erhebung und die Bedeutung der Statistik dies erfordern. Der Regie-
rungsrat [...]_erlasst entsprechende Anordnungen.

3 Der Entscheid Uber die angeordnete Auskunfts- und Mitwirkungspflicht kann mit Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht angefochten werden.

Absatz 1 regelt die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht von 6ffentlichen Organen gemass § 3. Sie sind
zur Auskunftserteilung und Mitwirkung bei den Erhebungen gemass den §§ 9 bis 11 verpflichtet. Die
offentlichen Organe missen dem Statistischen Amt vorhandene Datenbestande fur statistische Ta-
tigkeiten zur Verfligung stellen. Dies ist notwendig, damit der Vorrang der Verwendung von vorhan-
denen Verwaltungs- und Registerdaten beziehungsweise der Indirekterhebung zum Tragen kommt.
Mitwirkung kann auch bedeuten, dass 6ffentliche Organe im Rahmen einer Erhebung konzeptionelle
oder analytische Arbeiten ausfuhren. Ferner kdnnen oéffentliche Organe im Rahmen einer Direkterhe-
bung verpflichtet werden, selbst Uber sich Auskunft zu geben.

Die Definition der offentlichen Organe gemass § 3 schliesst auch die Gerichte mit ein. Beim Einholen
von Auskiinften bei den Gerichten diirfen jedoch keine Angaben erfragt werden, welche die Unab-
hangigkeit der Justiz tangieren kénnten. Die richterliche Unabhangigkeit und, als Ausfluss davon, der
Grundsatz der Selbstverwaltung der Justiz gelten von Verfassung wegen (§§ 95 f. KV) und werden
durch die explizite Aufnahme dieser Formulierung bekréftigt. Dem Statistischen Amt wird die Pflicht
auferlegt, Auskiinfte, die geeignet waren, die Unabhangigkeit der Justiz zu beeintrachtigen, gar nicht
zu erfragen. Die Justizleitung ist vorgéngig zu konsultieren, um das Statistische Amt auf mdgliche
Gefahrdungen der richterlichen Unabhangigkeit hinzuweisen.

Unabhéngig davon ist festzuhalten, dass im Unterschied zu Absatz 2 der vorliegenden Bestimmung
sowie auch gegenuber allen anderen 6ffentlichen Organen, die Gerichte nicht zur Auskunfts- und
Mitwirkungspflicht durch regierungsratliche Anordnung verpflichtet werden kénnen. Eine Auskunftser-
teilung und Mitwirkung durch die Gerichte gestitzt auf § 12 Abs. 1, welche die richterliche Unabhan-
gigkeit nicht berthrt, erfolgt weiterhin ohne regierungsratliche Verfligung.

Absatz 2 bezieht zieht sich nur auf Direkterhebungen bei Privaten. Neben Befragungen, bei denen
die Teilnahme freiwillig erfolgt, sollen auch Direkterhebungen mit einer Mitwirkungspflicht normiert
werden. Letzteres garantiert, dass die Befragten in Direkterhebungen auch Auskunft geben. Die Aus-
kunftspflicht bei natirlichen oder juristischen Personen greift selbstverstandlich auch nur in Bezug
auf deren eigene Personendaten sowie anonymisierte Daten Uber Dritte. Dennoch soll mit der in Ab-
satz 2 statuierten Auskunfts- und Mitwirkungspflicht die Arbeit des Statistischen Amts erleichtert wer-
den, indem die Genauigkeit und Reprasentativitat von Statistiken durch diese sowie durch die Wahr-
heitspflicht (§ 13) sichergestellt wird. Die Auskunftspflicht gewahrleistet die Aktualitat der Statistiken,
da freiwillige Erhebungen meist zeitaufwandiger sind. Die Suche der fiir die Reprasentativitat genu-
genden Anzahl an Beteiligten nimmt Iangere Zeit in Anspruch. Bei freiwilligen Erhebungen ist die Zu-
sammensetzung der Beteiligten starken Schwankungen ausgesetzt, weshalb durch die Mitwirkungs-
pflicht die Vergleichbarkeit der Erhebungen sichergestellt wird. Der Regierungsrat soll dartber ent-
scheiden, ob der Zweck der Direkterhebung eine Auskunftspflicht unbedingt erfordert. Datenerhe-
bungen mit Auskunftspflicht erhalten durch die regierungsratliche Anordnung ihre politische Legitima-
tion.

Grossere Direkterhebungsprojekte mit Auskunftspflicht und Entschadigungen durchlaufen den Kre-
ditbewilligungsprozess inklusive Mitberichtsverfahren, entsprechend der Zustandigkeiten von Regie-
rungsrat (bis 2 Millionen Franken) und Grossem Rat (ab 2 Millionen Franken).
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Eine Verpflichtung zur Auskunfts- und Mitwirkungspflicht wird durch den Regierungsrat erlassen. Es
ist ein Entscheid mit Rechtsmittelbelehrung zu erlassen, der gemass Absatz 3 beim Verwaltungsge-
richt mit Beschwerde anfechtbar ist. Die Anordnung einer Auskunfts- und Mitwirkungspflicht fir Pri-
vate ist nur moglich, wenn dies einerseits die Methode der Erhebung und andererseits die Bedeu-
tung der Statistik erfordern. Wie bei jeder staatlichen Massnahme muss dabei das Verhaltnis-
massigkeitsprinzip eingehalten werden. Eine Anordnung kann etwa dann erforderlich sein, wenn
Stichprobenerhebungen nach der Methode der Zufallsauswahl durchgefuhrt werden. Dann hangen
die Genauigkeit und Reprasentativitat der Stichprobe in hohem Mass davon ab, dass mdglichst viele
der befragten Personen antworten. Mit jeder fehlenden Antwort wird die Stichprobe weniger aussa-
gekraftig, bis sie schliesslich nicht mehr reprasentativ ist.

Die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht fir die Bundesstatistik ergibt sich aus dem Bundesstatistikge-
setz.

§22 Verwendung

' Veroffentlichte oder zugénglich gemachte statistische Ergebnisse kénnen mit Quellenhinweis ohne urheber-
rechtliche Bewilligung unentgeltlich verwendet und wiedergegeben werden.

2 Der [...] Grosse Rat kann durch Dekret fiir die Verwendung oder Weitergabe zu Erwerbszwecken [...] eine Be-
willigungs- und Gebuihrenpflicht vorsehen.

Absatz 1 tragt der Tatsache Rechnung, dass statistische Ergebnisse ein 6ffentliches Gut darstellen,
welches mdglichst breit genutzt werden soll. Entsprechend sollen die verdéffentlichten oder zugang-
lich gemachten Ergebnisse von allen Personen unter Angabe der jeweiligen Quelle frei verwendet
werden dirfen, ohne daflir eine urheberrechtliche Bewilligung einholen zu missen. Die Service-
public-Funktion der 6ffentlichen Statistik sieht auch vor, dass die veréffentlichten Ergebnisse unent-
geltlich zur Verfligung stehen und weiterverwendet werden durfen. Durch die Pflicht zur Angabe der
Quelle soll einerseits sichergestellt werden, dass Dritte dffentlich und unentgeltlich zur Verfligung
stehende Daten nicht Gber einen anderen Kanal verkaufen, andererseits kénnen Nutzende dadurch
die von Dritten verwendeten Informationen tberprifen.

Mit Absatz 2 wird dem Grossen Rat die Mdglichkeit eingerdumt, fir die Verwendung oder Weiter-
gabe von statistischen Ergebnissen zu Erwerbszwecken Ausnahmen von der freien Verwendung
vorzusehen. Damit kann der Grosse Rat bei Bedarf eine Bewilligungs- und Gebuihrenpflicht fiir den
kommerziellen Gebrauch von statistischen Ergebnissen des Kantons einfiihren. Dieser Vorbehalt
steht insbesondere auch in Zusammenhang mit noch nicht vorhersehbaren technischen Entwicklun-
gen im Bereich der Diffusion von Daten. Mit dem Absatz 2 wird dem Grossen Rat ein Handlungs-
spielraum eingerdumt, mit dem er die technische Weiterentwicklung antizipieren kann. Stand heute
hatte demnach der Grossen Rat auf Stufe Dekret Geblhren gestitzt auf den Rahmen von

§ 1 Abs. 1 lit. a des Dekrets liber die durch den Staat zu beziehenden Gebihren vom 23. Novem-
ber 1977 (SAR 661.110), das heisst, von Fr. 10.— bis Fr. 60'000.— zu normieren.

5. Auswirkungen

Die in der 1. Botschaft aufgefiihrten Auswirkungen erfahren durch die Uberarbeitung fir die 2. Bera-
tung keine Anderungen.

6. Weiteres

Der Zeitpunkt der Inkrafttretung des Gesetzes wird vom Regierungsrat bestimmt.
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7. Weiteres Vorgehen

Umschreibung Termin

Kommissionsberatung 4. Quartal 2023

2. Beratung im Grossen Rat 4. Quartal 2023

Referendumsfrist 1. Quartal 2024

Termine fur allféllige Volksabstimmung 9. Juni 2024/22. September 2024

Magliches Inkrafttreten (ohne Volksabstimmung) 2. Quartal 2024
Zum Antrag

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum gemass § 63 Abs. 1 lit. a der Verfassung
des Kantons Aargau, sofern ihm die absolute Mehrheit der Mitglieder des Grossen Rats zustimmt.

Erreicht die Abstimmung nicht 71 beflrwortende Stimmen oder wird das Behdrdenreferendum
gemass § 62 Abs. 1 lit. b der Verfassung des Kantons Aargau ergriffen, findet eine Volksabstimmung
statt.

Antrag

Der vorliegende Entwurf fur ein Gesetz Uber die 6ffentliche Statistik (Statistikgesetz, StatG) wird in
2. Beratung zum Beschluss erhoben.

Regierungsrat Aargau

Beilage
» Synopse Gesetz Uber die offentliche Statistik (Statistikgesetz, StatG)

9von 9



	1. Ausgangslage
	2. Ergebnisse der 1. Beratung
	3. Behandlung der überwiesenen Prüfungsanträge aus der 1. Beratung
	3.1 Prüfungsantrag betreffend die Anordnung und Durchführung von Direkterhebungen (§§ 11 und 12 StatG)
	3.2 Prüfungsantrag betreffend die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht der Gerichte (§ 12)
	3.3 Prüfungsantrag betreffend die Verordnung zu einer allfälligen Gebührenpflicht (§ 22 Abs. 2)

	4. Erläuterungen zu einzelnen überarbeiteten Paragrafen
	5. Auswirkungen
	6. Weiteres
	7. Weiteres Vorgehen
	Antrag

		2024-04-15T14:15:02+0200
	"5001 Aarau"
	"Gesetzessammlung Kanton Aargau"


	



